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Ausnahme von der Ausnahme bei Kündigungsfristen
Die Angleichung von Arbeitern und Angestellten könnte noch ein wenig durchlöchert werden

Nicolaus Mels-Colloredo
Aleksandra Lazic

Vierzehn Tage beträgt in der
Regel die Kündigungsfrist für
Arbeiter - die für Angestellte

ist mindestens dreimal so lang. Um
diesem Unterschied entgegenzuwir-
ken, wird es zu einer Angleichung
der Kündigungsfristen kommen.
Das entsprechende Gesetz wurde
schon vor einigen Jahren beschlos-
sen und sollte im Jänner 2021 in
Kraft treten. Diese Angleichung wur-

de allerdings bereits einmal verscho-
ben und soll nun voraussichtlich mit
1. Oktober in Kraft treten. Wie so oft
wird es aber auch hier Ausnahmen
geben, z. B. für Saisonbetriebe. Und
laut einem aktuellen Initiativantrag
könnten weitere hinzukommen.

Aktuell sind die Unterschiede zwi-
schen Arbeitern und Angestellten bei
den Kündigungsregeln groß. Wäh-
rend das Gesetz eine Kündigungs-
frist von vierzehn Tagen für Arbei-
ter vorsieht, können Kollektivver-
träge (z. B. Gebäudereiniger) sogar
eine deutlich kürzere Frist festlegen.
Im Gegensatz dazu regelt das Ange-
stelltengesetz ein Stufenmodell nach
Dienstjahren, bei dem - sofern ein

Kollektivvertrag nichts Abweichen-
des regelt - eine Kündigungsfrist
von mindestens sechs Wochen bis
zum dritten Dienstjahr vorgesehen
ist, die dann mit fortlaufenden
Dienst jähren bis höchstens fünf Mo-
nate ansteigt.

Gleich, aber nicht ganz
Die geplante Angleichung im

ABGBbedeutet für Arbeiter, dass für
sie zunächst eine Kündigungsfrist
von sechs Wochengilt, die sich nach
dem zweiten Dienstjahr auf zwei
Monate, nach demfünften auf drei,
nach demfünfzehnten auf vier und
nach dem fünfundzwanzigsten auf
fünf Monate erhöht. Sollte die Kün-
digung vom Arbeitnehmer ausge-

hen, beträgt die Kündigungsfrist
grundsätzlich nur einen Monat.

Insofern wären Arbeiter bei den
Kündigungsfristen grundsätzlich
auf das Niveau der Angestellten an-

gehoben. Allerdings sieht eine Son-
derregelung für Branchen, in denen

Saisonbetriebe überwiegen, Kollek-
tivvertragsdispositivität vor: Ein in
diesen Branchen zur Anwendung
gelangender Kollektivvertrag kann
eine abweichende Kündigungsrege-
lung vorsehen. Dabei wird vom Ge-

setz auch keine Mindestfrist ange-
ordnet, weshalb diese kollektivver-
tragliche Kündigungsfrist auch zum
Nachteil der Arbeiter von den gesetz-
lichen Regelungen abweichen und
damit kürzer sein kann.

Mit diesen Ausnahmeregelungen
wurden Branchen ausgenommen,
die ohnehin flexible und kurze Ar-
beitsverhältnisse haben. Zudem ist
die Auslegung des Begriffs  Saison-
betriebe" in der Praxis nicht eindeu-
tig und wird wohl durch das Erfor-
dernis des Überwiegens in der je-
weiligen Branche nicht leichter.

Weitere Ausnahme

Eine weitere Ausnahme wurde
nun durch einen Initiativantrag zur
Änderung des Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetzes eingebracht. Wird er
umgesetzt, könnten anstelle der
neuen Kündigungsfristen für Arbei-
ter im ABGB abweichende Rege-
lungen im Kollektivvertrag festge-
legt werden.

Für Unternehmen bedeutet die
Fristverlängerung einen Aufschub.
Die Angleichung wird jedoch kom-
men. Und Unternehmen sind gut
beraten, sich damit auseinanderzu-
setzen. Aber: Wer bereits jetzt mit

seinen zukünftigen Arbeitern einen
mit seinen Angestellten vergleichba-
ren Vertrag abschließt, obwohl sie
noch nicht in den Genuss der gesetz-
lichen Verbesserung kommen, und
so einzelvertraglich längere Kündi-
gungsfristenvereinbart, erweist sich
unter Umständen einen Bärendienst
und kann hiervon auch einseitig
nicht mehr abgehen.

Andererseits bergen auch die an-

gedachten Ausnahmen rechtliches
Konfliktpotenzial. Die ursprüngliche
Intention dieses Gesetzes war es, die
Unterschiede zwischen Arbeitern
und Angestellten bei Kündigungen
auszugleichen. Doch stellt sich die
Frage, ob dieses Ziel mit der Schaf-
fung der genannten (gerechtfertig-
ten) Ausnahmen erreicht werden

ten)
wird und ob berücksichtigungswür-
dige Interessen vergleichbarer Bran-
chen unberücksichtigt geblieben
sind - was wiederum eine Ungleich-
behandlung wäre. Diese Fragen wird
letztlich ein Höchstgericht zu beant-
worten haben.
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